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1. Kapitel —  Verbrechen gegen Souveränität der DDR,

Frieden, Menschlichkeit und Menschenrechte §92

offensichtlich wurde, findet gegenwärtig, insbes. im R assenterror des 
A partheid-Regim es in Südafrika und des Sm ith-Regim es in Südrhodesien, 
im R assenterror in den USA und in  neofaschistischen G ruppierungen 
in W estdeutschland und W estberlin seinen Ausdruck. Die Förderung der 
neonazistischen Entw icklung durch die Regierung der westdeutschen 
Bundesrepublik und den Senat der selbständigen politischen Einheit 
W estberlin ste llt eine M ißachtung der Resolution 2331 der XXII. Tagung 
der UNO-Vollversammlung vom 18.12.1967 über „Zu ergreifende M aß
nahm en gegen den Nazismus und gegen rassische In to leranz“ dar.

2. Die UNO-M enschenrechtskommission h a t am  8. 3.1968 den Nazismus 
als eine grobe V erletzung der M enschenrechte sowie als ernste 

Bedrohung des Friedens und der S icherheit der V ölker entschieden ver
urteilt. In  der Resolution 15/XXIV., die von der Delegation der U krai
nischen SSR u n te r Hinweis auf die gefährliche neonazistische Entw icklung 
in W estdeutschland vorgeschlagen w orden w ar, heißt es w örtlich: „Die 
UNO-M enschenrechtskommission veru rte ilt erneu t entschieden alle Ideo
logien einschl. des Nazismus und der A partheid, die auf rassische In to le
ranz und T error begründet sind, als grobe V erletzung der Menschenrechte 
und G rundfreiheiten, der P rinzipien und Ziele der U N -C harta sowie als 
eine ernste  B edrohung des W eltfriedens und der S icherheit der Völker.“

Die Resolution w urde in nam entlicher A bstim m ung von 24 in  der UNO- 
M enschenrechtskommission vertretenen S taaten  ohne Gegenstim m e gebil
ligt. V ier Delegationen — die der USA, G roßbritanniens, Neuseelands und 
Italiens — enthielten  sich der Stimme. Vor allem  die Delegationen der 
USA und G roßbritanniens, sekundiert von Neuseeland, w aren es auch, 
d ie  nach dem  Scheitern ihres Versuchs, eine Beschlußfassung über die 
Resolution überhaupt zu verhindern, bei den A bstim m ungen über die 
einzelnen P aragraphen  in m ehreren Fällen dagegenstim m ten, so u. a. 
gegen die C harakterisierung des Nazismus als „ernste Bedrohung für den 
W eltfrieden und die S icherheit der V ölker“.

In  ih rer Resolution em pfahl die Kommission gleichzeitig dem  ihr 
übergeordneten UNO-Organ, dem W irtschafts- und Sozialrat, einen Reso
lutionsentw urf fü r  die X X III. Vollversam m lung der V ereinten Nationen. 
Der W irtschafts- und Sozialrat hat am  31. 5. diese Resolution m it über
w ältigender M ehrheit angenommen und an die X X III. UNO-Vollver
sam m lung überwiesen. Nazismus und Rassenhaß w erden als grobe Ver
letzung der M enschenrechte, der Prinzipien der U N -C harta sowie als 
G efahr fü r den W eltfrieden und die S icherheit der Völker verurteilt. Dem 
Entschließungsentw urf zufolge, der m it 25 Stim m en bei 2 Enthaltungen 
(USA und G roßbritannien) angenom m en w urde, soll die V ollversam m lung 
alle  S taaten auffordern, „unverzüglich gesetzliche und andere M aßnahm en 
zu ergreifen, um G ruppen und O rganisationen, die Propaganda für 
Nazismus, die Politik  der A partheid und andere Form en der rassischen 
Intoleranz betreiben, fü r w iderrechtlich zu erklären  und sie gerichtlich 
zu verfolgen“.


